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Beachte 

Miterledigung (miterledigt  bzw  zur gemeinsamen Entscheidung verbunden): 

Ro 2023/12/0012 

Ro 2023/12/0013 

Hinweis auf Stammrechtssatz 

GRS wie Ra 2017/17/0718 E 15. Februar 2018 RS 1 

Stammrechtssatz 

§ 52 Abs. 2 GSpG findet nur dann Anwendung, wenn eine Übertretung nach Abs. 1 Z 1 leg. cit. mit 
einem Glücksspielautomaten oder anderen Eingriffsgegenstand erfolgt. Diese Bestimmung wurde durch 
das Abgabenänderungsgesetz 2014 (AbgÄG 2014), BGBl. I Nr. 13/2014, eingefügt. Nach dem Wortlaut 
und den Materialien zum AbgÄG 2014 soll mit Abs. 2 leg. cit. aus Gründen der General- und 
Spezialprävention eine Staffelung der zu verhängenden Strafen je nach Schwere des Eingriffes erfolgen 
und dabei insbesondere auf die Anzahl der Glücksspielautomaten oder anderen Eingriffsgegenstände 
abgestellt werden (vgl. die ErläutRV 24 BlgNR XXV. GP 22 zum AbgÄG 2014). Je mehr 
Eingriffsgegenstände beim Verstoß nach § 52 Abs. 1 Z 1 GSpG verwendet werden, desto 
schwerwiegender ist der Eingriff in das Glücksspielmonopol und desto höher ist die Strafdrohung. Eine 
verbotene Ausspielung, bei der beispielsweise in einem Lokal gleichzeitig zehn Glücksspielautomaten 
bespielt werden können, stellt jedenfalls einen stärkeren Eingriff in das Monopol dar als die 
Einzelaufstellung eines Glücksspielautomaten und soll daher insgesamt zu einer höheren Strafe führen. 
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